
Verfahrens müssen Untersuchungsführer und 
Staatsanwalt nochmals die Vollständigkeit 
und Geschlossenheit des Ergebnisses der 
Beweisführung im Ermittlungsverfahren und 
die Gesetzlichkeit der Beweisführung exakt 
prüfen. Das Ergebnis der Beweisführung ist 
erst dann vollständig, wenn es die Wahrheit 
der Erkenntnis aller zum Gegenstand der 
Beweisführung gehörenden Tatsachen (vgl.
5.6.) zweifelsfrei nachweist. Das Gericht ist 
verpflichtet, schon vor Eröffnung der Haupt­
verhandlung zu prüfen, ob die ange­
botenen Beweismittel zulässig sind und auf 
gesetzlichem Wege erlangt wurden. Diese 
Prüfung anhand der Unterlagen ist erfor­
derlichenfalls in der Hauptverhandlung zu 
wiederholen. Damit kontrolliert das Gericht 
auch ständig die Gesetzlichkeit seiner eige­
nen Handlungen in der Beweisführung.

Gesetzlichkeit in der Hauptverhandlung zu 
wahren bedeutet für das Gericht, eine ord­
nungsgemäße Zeugenbelehrung durchzufüh­
ren, rechtmäßig geltend gemachte Aussage­
verweigerungsrechte zu wahren, eine etwa 
vorliegende Aussageverweigerungspflicht zu... 
berücksichtigen und sich an die gesetzlichen 
Bestimmungen für die Zeugenvernehmung 
zu halten. Nur unter dem Gesichtspunkt einer 
Gerichtskritik muß die Erlangung einer Zeu­
genaussage durch die Untersuchungsorgane 
überprüft werden (§ 20 Abs. 2). Auf die Zu­
lässigkeit der Zeugenaussage vor Gericht und 
auf die Gesetzlichkeit ihrer Erlangung durch 
das Gericht hat es in der Regel keinen Ein­
fluß, wie beide Erfordernisse bei der 
Vernehmung des gleichen Zeugen im 
Ermittlungsverfahren beachtet wurden 
(vgl. 5.5.5.).
Werden vorangegangene Vernehmungen eines 
Zeugen zum Gegenstand der Beweisführung 
gemacht (§225 Abs. 3) oder in Anwendung 
der in § 225 Abs. 1 und 2 enthaltenen Aus­
nahmeregelungen Protokolle der Zeugenver­
nehmungen verlesen, ist zu prüfen, ob diese 
Aussagen auf dem gesetzlich zulässigen Wege 
erlangt wurden (z. B., ob eine ordnungsge­
mäße Zeugenbelehrung protokolliert wurde). 
Nötigenfalls muß zu diesem Zweck der ver­
nehmende Untersuchungsführer selbst als 
Zeuge vernommen werden.
Wenn Beweisgegenstände oder Aufzeich- 

* nungen zum Gegenstand der Beweiserhebung 
gemacht bzw. dem Gericht zu diesem Zweck 
vorgelegt werden, ist ebenfalls in der Be­
weisprüfung festzustellen, ob sie auf gesetz­
lichem Wege erlangt wurden. Dazu reicht es 
in der Regel aus, in das Beschlagnahme- bzw. 
Durchsuchungsprotokoll oder in das Proto­
koll über die Sicherung von Beweisgegen­
ständen einzusehen. Werden jedoch vom An­

geklagten oder seinem Verteidiger begrün­
dete Einwände gegen die Gesetzlichkeit der 
Erlangung der entsprechenden Beweisgegen­
stände oder Aufzeichnungen erhoben, so muß 
das Gericht den Beweis für die Gesetzlichkeit 
der Erlangung des Beweisgegenstandes bzw. 
der Aufzeichnungen erbringen.
Das ergibt sich als Konsequenz au$ dem 
Grundsatz der Beweisführungspflicht der 
Untersuchungsorgane, des Staatsanwalts und 
des Gerichts (§ 22), dem Recht des Angeklag­
ten auf Verteidigung (§ 61) und dem prozes­
sualen Grundsatz der Wahrung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit.

Die besondere Verantwortung des Gerichts 
im Prozeß der Beweisführung liegt darin, 
durch eine genaue und exakte Prüfung
— der Vollständigkeit des Ergebnisses der 

bisherigen Beweisführung,
— der logischen Geschlossenheit der Be­

weisführung,
— der Zulässigkeit der Beweismittel und
— der Gesetzlichkeit ihrer Erlangung
die Wahrheit der Erkenntnisse, die dem Ur­
teil zugrunde gelegt werden und die Ge­
setzlichkeit ihres Zustandekopimens zu si­
chern.

5.4.3.
Die Beweiswürdigung
Die Beweiswürdigung ist der Prozeß, in dem 
die im Strafverfahren gewonnenen Er­
kenntnisse gegeneinander abgewogen und in 
ihrer Bedeutung für die Gesamterkenntnis 
der strafrechtlich relevanten Elemente und 
Umstände der Tat gewertet werden.

Die Abwägung der Erkenntnisse gegen­
einander, um daraus den weiteren Weg der 
Erkenntnis zu bestimmen, findet wiederum 
in allen Phasen des Verfahrens statt.

Bereits bei Bekanntwerden einer Handlung, 
bei der auf Grund der vorhandenen Erkennt­
nisse der Verdacht begründet ist, daß durch 
sie ein Straftatbestand erfüllt wurde, muß 
der Untersuchungsführer die bisher bekann­
ten Tatsachen danach würdigen, inwieweit 
sie Informationen über die Straftat und ihre 
Umstände vermitteln. Das ermöglicht ihm 
dann, die noch fehlenden Informationen zu 
bestimmen und zielstrebig nach ihnen zu 
suchen.

Obwohl die Beweiswürdigung in allen Pha­
sen des Verfahrens große Bedeutung hat, so 
wird doch die umfangreichste, endgültige 
und allgemeinverbindliche Beweiswürdigung 
in der Regel im erstinstanzlichen Urteil vor-
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